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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf: HMS Dez. 2017
abs.: 5.260.350,03 €
in %: 30,0
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pllupl E 'I_g ::g) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
X Veroffentlich- 500;- 1300153 | 684000

ungskosten

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Neuordnung des Planbereichs ,Nordlich der Ernst-Galonske-Straf3e“in Mainz-Kastel mit
dem Ziel der Ansiedlung von gro3flachigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten
Kernsortimenten wird bereits seit mehreren Jahren gemaf den Leitlinien fur die
Einzelhandelsentwicklung verfolgt. Der ca. 16 ha grof3e Planbereich umfasst das nordéstliche
Karree des Gewerbegebiets Petersweg. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan aus dem Jahr
2001 soll in diesem Teilbereich entsprechend gedndert werden.

Durch die Ansiedlung eines Bau- und Heimwerkermarkts, eines Gartencenters und eines
Mdobelmitnahmemarkts werden bestehende Angebotsdefizite ausgeglichen und die oberzentrale
Versorgungsfunktion Wiesbadens gestéarkt. Darlber hinaus werden die Gewerbeflachen an
geadnderte gewerbliche Bedarfe angepasst. Ebenfalls werden die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fir den erforderlichen Ausbau der Boelckestral3e zur Sicherung der
verkehrlichen ErschlieBung des Gewerbe- und Einzelhandelsstandorts geschaffen. Das
Planverfahren ,BoelckestraRe Bereich noérdlich des Otto-Suhr-Rings*, das die Verlangerung des
vierspurigen Ausbaus der Boelckestrafl3e nach Suden vorsieht, wird zwingend parallel
aufgestellt.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Planbereich ,Nordlich der Ernst-Galonske-StraRe* im Ortsbezirk Mainz-
Kastel

Entwurf des Bebauungsplans vom 16.04.2018

Textliche Festsetzungen zum Entwurf des Bebauungsplans vom 16.04.2018

Begrindung zum Entwurf des Bebauungsplans vom 16.04.2018

Niederschrift der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit vom 23.11.2017

O wWN

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfligbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage Nr. 2 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- die frilhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde (Anlage 5 zur Vorlage),

- die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB und die friihzeitige
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger 6ffentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB
durchgefihrt wurde.

2 Der Entwurf des Bebauungsplans ,Nordlich der Ernst-Galonske-Stral3e” vom 16.04.2018
(Anlage 2 und 3 zur Vorlage) wird beschlossen und ist mit Begriindung (Anlage 4 zur Vorlage)
und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen fur die Dauer
eines Monats, mindestens jedoch fiir die Dauer von 30 Tagen 6ffentlich auszulegen.


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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3 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- nach 8 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB der Inhalt der ortsublichen Bekanntmachung nach
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen
in das Internet einzustellen sind,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der
Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB und der Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wird.

4  Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Mal3nahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfigung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Allgemein:

Mit der Sitzungsvorlage werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Ansiedlung von
grol3flachigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten, fur die
Neuausrichtung der bestehenden Gewerbeflachen im Hinblick auf aktuelle marktwirtschaftliche
Bedarfe sowie fur den erforderlichen vierspurigen Ausbau der Boelckestral3e geschaffen.

Die planerische Steuerung der Einzelhandelsentwicklung in Wiesbaden dient im Besonderen dazu,
neben der Sicherung der Nahversorgung fiir den taglichen Bedarf auch ein ausreichendes Angebot
fur den aperiodischen Bedarf vorzusehen. Die Planung ist somit geeignet, die Zentralitat in den
Branchen Bau- und Heimwerkerbedarf sowie Gartenbedarf zu erhéhen und die Standortvorteile des
Wirtschaftsstandortes Wiesbaden zu erhalten und weiterzuentwickeln.

Finanzielle Auswirkungen:

Die zur Umsetzung der vorliegenden Planung notwendigen Maflinahmen werden in gesonderten
Sitzungsvorlagen der Fachamter den Kérperschaften zur Entscheidung vorgelegt.

Wertschdpfung:

Die vorliegende Planung schafft die Grundlage fiir die Weiterentwicklung des Gewerbe- und
Einzelhandelsstandorts ,Petersweg-Ost* und ist damit Impuls fur offentliche und private
Investitionen im Plangebiet.

Zeitplanung:
Es ist geplant im Juli 2018 den Bebauungsplanentwurf 6ffentlich auszulegen.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit circa 290.000 Einwohnerinnen und Einwohnern
(31.12.2016) vielfaltige oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der
historischen Kernstadt und der landschaftlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau
besitzt die Stadt eine Vielzahl stadt- und landschaftsrdumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das
Stral3en- und Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut
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verkehrlich angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, unter
anderem fiir die Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die
Bevolkerungsvorausberechnung des Amtes flr Statistik und Stadtforschung schatzt einen
kontinuierlichen Anstieg der Bevolkerungszahl um 4,9 Prozent - etwa 14.000 Personen - bis zum
Jahr 2035 auf knapp 304.000 Einwohnerinnen und Einwohner.

Vor diesem Hintergrund besteht in der Landeshauptstadt Wiesbaden grundsétzlich der Bedarf,
Arbeitsplatze zu sichern und zu schaffen sowie ein differenziertes und abgestuftes Netz von
Versorgungsbereichen im Sinne der Leitlinien der Einzelhandelsentwicklung der Landeshauptstadt
Wiesbaden zu gewabhrleisten.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Das Amt fur Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert Gber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Das Bauleitplanverfahren wurde seinerzeit mit der Zielsetzung der Ansiedlung eines groR3flachigen
Mdébeleinrichtungshauses sowie einer ergdnzenden Fachmarktagglomeration (Bau- und
Heimwerkerbedarf sowie Gartenbedarf) begonnen und auf der Basis eines Abweichungsbescheids
durch das Regierungsprasidium Darmstadt inklusive der Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 und 8§ 4
Abs. 2 BauGB bis April 2010 durchgefihrt.

2017 wurde das Verfahren vor dem Hintergrund einer zwischenzeitlich erreichten
Flachenverfugbarkeit sowie eines verdnderten Marktumfeldes mit einer gednderten Zielsetzung,
und zwar einer deutlichen Reduzierung der Sondergebietsflachen Handel, fortgefiihrt. Aufgrund des
Zeitablaufs seit der letzten Offenlage 2010 wurde das Verfahren neu eingeleitet, d. h. die
Verfahrensschritte wurden ab der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung sowie der friihzeitigen
Behdrdenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB erneut durchgefiihrt.

Am 23.11.2017 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammiung
Uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Uber Planalternativen und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung frihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur
AuRerung und Erorterung. Die Niederschrift der Biirgerversammlung ist der Sitzungsvorlage
beigefugt (Anlage 5). In dieser Burgerversammlung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die
sich auf den Inhalt der beabsichtigten Planung des Bebauungsplans auswirken. Nach der
Birgerversammlung wurde eine Stellungnahme zu dem Bebauungsplanvorentwurf vorgebracht, die
sich nicht auf den Inhalt der beabsichtigten Planung des Bebauungsplans auswirkt.

Mit Schreiben vom 07.02.2018 wurden die Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB, Behorden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB frilhzeitig an der beabsichtigten
Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt. Es wurden Stellungnahmen zu dem
Bebauungsplanvorentwurf ,Nordlich der Ernst-Galonske-Straf3e” vorgebracht, die im Rahmen der
Entwurfsplanung abgearbeitet wurden.
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Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Die &ffentliche Auslegung des Plans hat zentrale Bedeutung fir die gebotene Beteiligung der
Offentlichkeit. Jede Birgerin und jeder Burger kann sich tuber die stadtebauliche Planungsabsicht
informieren und gegebenenfalls Stellungnahmen vorbringen.

Folgende Fachbeitrage und Stellungnahmen liegen vor und sind im INTRANET in der
raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im raumbezogenen Informationssystem (RIS)
digital verfugbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html):

01 Landschaftsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden, Texte und Karten, Wiesbaden, April
2002

- Link: http://www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/umwelt/natur-
landschaft/landschaftsplan.php

02 Artenschutzpriifung

- Bebauungsplan ,Nordlich der Ernst-Galonske-Straf3e” in Mainz-Kastel, Artenschutzprifung,
Biro Gall - Freiraumplanung und Okologie, Butzbach, September 2015

03 Bodendenkmalpflege

- Projekt: Wiesbaden, Mainz-Kastel - Petersweg Ost“, Archaologische Voruntersuchung, NFG:
234/2015, EV 2015/108, ms terraconsult GmbH & CO.KG, Hattersheim a. M., August 2015

04 Einzelhandelskonzept

- Ausziige aus dem Gutachten zur Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts fur die
Landeshauptstadt Wiesbaden, GMA Gesellschaft fiir Markt- und Absatzforschung mbH,
2015

- Auswirkungsanalyse zur Ansiedlung eines Bau- und Heimwerkermarkts, eines Gartenmarkts
und eines Mébelmitnahmemarkts in Wiesbaden Petersweg-Ost, GMA Gesellschaft fur
Markt- und Absatzforschung, Dezember 2014

05 Entwasserungsgutachten

- Entwésserung Boelckestral3e, Mainz-Kastel, Kanalneubau (Stral3enentwésserung
Tiefbauamt) Projekt-Nr.: 102713), Erlauterungsbericht, Dr. Hug Geoconsult GmbH,
Dezember 2017

- Uberpriifung der Machbarkeit eines Erdbeckens zur Entwéasserung der BoelckestraRle,
Mainz-Kastel, Ingenieurbtiiro WMEC GmbH, 16. Marz 2018

06 Grinordnungsplan

- Landschaftsplanerischer Fachbeitrag nach 8§ 6 BNatSchG und 88 1, 1a BauGB zum
Bebauungsplan ,Wiesbadener StraRe/Petersweg - 1. Anderung - Gebiet 6stlich der Anna-
Birle-StraRe* in Mainz-Kastel, Biiro Landschaftsarchitektur + Okologie, Dipl.-Ing. Angela
Bezzenberger, Darmstadt, April 2000

07 Klimagutachten

- Vertiefende Untersuchung klimadkologischer Funktionsablaufe im Bereich Mainz-Kastel und
Entwicklung von Malinahmen zur klimavertraglichen Gestaltung des geplanten
Gewerbegebiets Petersweg-Ost, Bliro OKOPLANA, 8. September 1999

- Klimagdkologische Beurteilungen im Rahmen des Planungsprozesses zum B-Plan ,,Nordlich
der Ernst-Galonske-Stral3e” im Ortsbezirk Kastel, Biro OKOPLANA, 14. September 2016

- Prifbericht: Klimagutachten ,Klimatkologische Beurteilungen im Rahmen des
Planungsprozesses zum B-Plan ,Ndrdlich der Ernst-Galonske-Stra3e” im Ortsbezirk Kastel
(OKOPLANA, 14.09.2016), Umweltamt der Landeshauptstadt Wiesbaden, 7. Oktober 2016


http://riv/infogis/riv/riv3.html
http://www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/umwelt/natur-landschaft/landschaftsplan.php
http://www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/umwelt/natur-landschaft/landschaftsplan.php
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08 Schallgutachten

- Schalltechnische Untersuchung, Bebauungsplan ,Nordlich der Ernst-Galonske-Straf3e* im
Ortsbezirk Mainz-Kastel der Landeshauptstadt Wiesbaden, Biiro Dr. GRUSCHKA,
4, Marz 2018

- Schalltechnische Untersuchung, Vierspuriger Ausbau der Boelckestral3e zwischen Otto-
Suhr-Ring und AS A 671, Mainz-Kastel, Biro Dr. GRUSCHKA, 21. Dezember 2014
09 Verkehrsgutachten

- Verkehrsuntersuchung Petersweg / BoelckestralRe, Blro Heinz + Feier GmbH, Aktualisierter
Ergebnisbericht, Januar 2015

Zu dem Beschlussvorschlag Nr. 3:

Die gleichzeitige Durchfiihrung der Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2
BauGB dient der Beschleunigung des Planungsverfahrens.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Der Projektstandort wird sowohl unter betrieblichen als auch unter stadtebaulichen Gesichtspunkten
zur Ansiedlung von nicht zentrenrelevantem Einzelhandel positiv bewertet. Insbesondere die Lage
an Hauptverkehrsachsen und einer Autobahn, die damit verbundene gute Sichtbarkeit des
Standorts und die funktionsrdumliche Zuordnung zum bestehenden Einzelhandelsstandort
BoelckestralRe / Otto-Suhr-Ring unterstreichen die Flacheneignung. Dartber hinaus handelt es sich
bei der vorliegenden Planung in Teilen um die Anderung der Art der Nutzung einer bisher bereits
Uberplanten gewerblichen Bauflache und die Anpassung der Planungsziele an aktuelle gewerbliche
und versorgungsstrukturelle Bedarfe. Anderweitige in Betracht kommende Planungsmaoglichkeiten
wurden aufgrund fehlender Flachenverfiigbarkeit verworfen.

Wiesbaden, 20. April 2018
610320 fi @ 6344

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

